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von Tausenden von Menschen, unbehindert von der Volkspolizei. Zeitgleich rief 
das Neue Forum in Leipzig zu einer Schweigedemonstration zum Gedenken an die 
Pogrome am 09.11.1938 auf.

In der Folgezeit überstürzten sich die Ereignisse: Am 13. November 1989 wähl-
te die Volkskammer den „Hoffnungsträger“ Hans Modrow zum Regierungschef, 
am 3. Dezember 1989 trat der letzte SED-Generalsekretär Egon Krenz zurück, die 
Partei verzichtete auf ihre „führende Rolle“. Am 18. März 1990 wurde eine neue 
Volkskammer gewählt, zum ersten Mal bei offener Grenze zum Westen und des-
halb unter heftigster Einflussnahme der BRD-Parteien auf die zur Wahl gestellten 
Parteien in der DDR und den Wahlkampf selbst. Die „Allianz für Deutschland“ 
(AfD!!), ein CDU/CSU-Ableger, erzielte über 48% der Stimmen, Lothar de Maziè-
re, nicht zu verwechseln mit dem heutigen Innenminister Thomas de Mazière, ei-
nem Cousin von Lothar, wurde Ministerpräsident und organisierte den Ausverkauf 
und die Übergabe der DDR an die BRD. Am 1. Juli 1990 übernahm die DDR die 
Wirtschafts- und Rechtsordnung der BRD. Am 23. August legte die Volkskammer 
den Beitrittstermin der DDR zum Grundgesetz der Bundesrepublik (mehr oder we-
niger willkürlich) auf den 3. Oktober 1990 fest.

Der Einsatz der westdeutschen Politikerkaste gegen die Versuche, die DDR als ei-
nen selbständigen Staat zu erhalten und dort eine freie und sozialistische Entwick-
lung einzuleiten, war gigantisch. Geld, Versprechungen, Posten, Propaganda: in 
dieser Schlacht kamen die hoffnungsvollen Ansätze in der DDR hoffnungslos unter 
die Räder.

Exekutor des Ausverkaufs war die sogenannte Treuhand-Anstalt. Ihr wurde das 
gesamte Volkseigentum der DDR „treuhänderisch“ übergeben. Die Gründung der 
Anstalt wurde noch von der Modrow-Regierung vorgenommen, nach dem Beitritt 
der DDR zur BRD wurde sie dem Bundesfinanzministerium unterstellt und durch 
hochrangige westdeutsche Polit- bzw. Konzernmanager*innen geleitet (zuerst 
Rohwedder, vormals Vorstandsvorsitzender der Hoesch AG; danach Birgit Breuel, 
vormals niedersächsische Wirtschaftsministerin) und hatte die Aufgabe, 8.500 Be-
triebe mit mehr als 4 Millionen Beschäftigten zu privatisieren.

Bevor Rohwedder an die Spitze der Treuhand rückte, beschrieb er die Gier der 
BRD-Konzerne auf die DDR-Wirtschaft im Januar 1990 in einem Interview: „Wir 
sind in den Startlöchern. Es gibt kaum ein großes Unternehmen, in dem sich 
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nicht ganze Stäbe damit befassen.“ Lothar Spät, damals Ministerpräsident von 
Baden-Württemberg, antwortete einen Monat später auf die Feststellung der 
Stuttgarter Zeitung am Ende eines Interviews mit ihm: „Das heißt, dass Sie die 
bedingungslose wirtschaftliche Kapitulation der DDR einfordern.“ - „Ich sage mal 
ganz brutal: ja.“ Der berüchtigte Thilo Sarrazin („Deutschland schafft sich ab“) 
übernimmt im selben Monat die Leitung des Büros „Nationale Währungsfragen“ 
im Bundesfinanzministerium. Auch er hält fest, Grundbedingung für eine Wäh-
rungsreform in der DDR als erster Schritt der Übernahme durch den Westen sei: 
„Die D-Mark kann nur im Austausch gegen einen vollständigen Systemtransfer 
hingegeben werden.“

Doch schon bevor die Treuhand ihre Arbeit aufnahm, nämlich diese Betriebe ent-
weder an interessierte bundesdeutsche oder internationale Konzerne zu verkaufen 
oder sie zu schließen, waren die westdeutschen Konzerne selbst in die noch sou-
veräne DDR eingerückt.

Die Deutsche Bank machte zu dem Zeitpunkt bereits Nägel mit Köpfen: Hinter 
dem Rücken offizieller Stellen schließen (durch das Versprechen auf spätere luk-
rative Posten bestochene) Vertreter*innen der Staatsbank der DDR und der Deut-
schen Bank einen Vertrag. Er sichert der Deutschen Bank 49 Prozent der Anteile 
der Staatsbank und 122 Bankfilialen inklusive entsprechendes Know How. Dafür 
wird kein Kaufpreis verlangt und gezahlt. Einzige vage, weil nicht einmal konkret 
ausformulierte „Gegenleistung“: die Deutsche Bank soll in die Infrastruktur der 
Staatsbank investieren.

Auf ähnliche Weise wird die „Staatliche Versicherung“, ein Monopol in der DDR 
auf alle Arten von Versicherungen, geschluckt. Von der Allianz. Bereits 5 Tage 
nach dem Mauerfall erteilt der Chef des westdeutschen Versicherungskonzerns 
den Auftrag, die Übernahme der „Staatlichen“ zu organisieren. Am 8. März 1990 
segnet der Ministerrat der DDR das Geschäft ab.

Mittlerweile haben 140 BRD-Unternehmen, unter ihnen VW, Krupp, Siemens und 
Thyssen, die Pharmaindustrie, die Einzelhandelskonzerne, die Energieriesen, über 
1.100 sogenannte Kooperationen mit DDR-Firmen abgeschlossen. Abgerechnet 
wird in D-Mark, in die Führung der DDR-Firmen ziehen westdeutsche Mana-
ger*innen ein.
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Volksaktien, d.h. Anteilscheine, die gleichmäßig an die Bewohner*innen der DDR 
ausgestellt werden, um jedem*jeder von ihnen einen Anteil an dem von ihnen 
allen geschaffenen Volkseigentum zu überschreiben, für das sie immerhin 40 Jah-
re gearbeitet haben, werden zwar im nun beginnenden Wahlkampf thematisiert. 
Aber mit ihrem laut tönenden Versprechen auf die baldige Einführung der D-Mark, 
mit der alles besser werde, durch die alles im Sinne der Bewohner*innen der DDR 
geregelt werde und die für blühende Landschaften sorgen werde, kann die west-
deutsche Bundesregierung solche Pläne propagandistisch wegdrücken. Ebenso die 
Versuche von Belegschaften, ihre Betriebe selber weiterzuführen und zu überneh-
men. An den Straßen stehen Bäuer*innen der LPGs, die ihre Produkte feil bie-
ten – während die gesamte Einzelhandelsstruktur der HO von den westdeutschen 
Konzernen wie REWE, Edeka u.a. übernommen wurden und nur Produkte ihrer 
Zuliefer*innen abnehmen. Der Vernichtungswille ist offensichtlich.

Auf 600 Milliarden D-Mark schätzen Vertreter *innen der DDR-Regierung den 
Wert der DDR-Wirtschaft. Andere sehen in der Zahl den Versuch, den wirklichen 
Wert der Betriebe und Grundstücke im Interesse der Aufkäufer*innen aus dem 
Westen herunterzurechnen, tatsächlich müsse man von 1 oder gar 2 Billionen 
D-Mark reden. Für 34 Milliarden Euro haben West-Konzerne dieses Vermögen 
übernommen. Auf dem Papier weist die Treuhand am Ende ihrer Transaktionen 
„nur“ 245 Milliarden D-Mark Verlust aus. Wie viel kriminelles Manövrieren und 
Sabotieren für diese Differenz verantwortlich ist, hat bislang niemand herausge-
funden. Bis 2050 sind viele Unterlagen der Treuhand über ihre dubiosen Geschäfte 
„aus steuerrechtlichen Gründen“ gesperrt, können also nicht eingesehen werden. 
Doch schon jetzt steht fest, dass diese Form der wirtschaftlichen Machtübernah-
me ein gigantischer Betrug der DDR-Bevölkerung durch westliche Konzerne und 
ihre politischen Helfer*innen gewesen ist. Zur Folge hatte dieser Raubzug eine 
Deindustrialisierung ganzer Landstriche, die weit über das unausweichliche Ende 
von in einem gemeinsamen kapitalistischen Markt nicht mehr konkurrenzfähigen 
DDR-Betrieben hinausging. Die Folge war auch die Vernichtung von wahrschein-
lich zwei Millionen Arbeitsplätzen und die Übernahme fast der gesamten wirt-
schaftlichen Entscheidungsgewalt durch Konzernvertreter des Westens. 

TdDE – Feiern ohne Grund

Damit ist eine Tatsache nicht geleugnet: die DDR-Bevölkerung erhielt nach dem 
Anschluss an die BRD politische Freiheiten, die ihnen in der DDR vorenthalten wor-
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den waren. Das Recht auf freie Meinungsäußerung, die Reisefreiheit – um nur zwei 
zu nennen, für die 1989 Hunderttausende auf die Straße gegangen waren – gilt 
seitdem auch für sie. Mit den üblichen Einschränkungen in einer kapitalistisch be-
stimmten formalen Demokratie: wer das Geld nicht hat, kann nicht reisen und wer 
den Mund aufmacht, wird noch lange nicht gehört, geschweige denn, dass er*sie 
Einfluss erhielte.

Diese Erkenntnis hat sehr schnell in weiten Teilen der ehemaligen DDR-Bewoh-
ner*innen für Ernüchterung gesorgt, und noch mehr die weiterhin grassierende 
Erwerbslosigkeit besonders im Osten dieser Republik mit der Entwürdigung und 
Entrechtung von Erwerbslosen durch die Hartz-Gesetze und ihre Behörden. Die 
Brutalität des Kapitalismus, der eben nicht freundlich Bananen verteilt, sondern 
seine Untertanen in erschreckende Konkurrenzkämpfe und Entsolidarisierungen 
treibt, hat allerdings bislang nicht dafür gesorgt, dass sich die Menschen erneut 
gegen die Verursacher*innen dieses Elends aufbäumen. Eher hat er viel zu viele 
gegen einen phantasierten Gegner in Stellung gebracht, die „Ausländer*innen“. 
Der Rassismus als durch geschickte Propaganda zur Verfügung gestelltes, geform-
tes und als verständlich geduldetes Ventil ist leider gerade im Osten weit verbreitet.

Was gibt es da also zu feiern?



13 Streitschrift gegen den

„Wer Deutschland nicht liebt,
hat Deutschland verstanden“ —
Anekdoten zur Widerwärtigkeit dieses Landes

von andere zustände ermöglichen (*aze)
aze.blogsport.eu

Angesichts des 3. Oktobers 2015 wird augenfällig, dass 25 Jahre deutsche Einheit 
vor allem eines heißen: das post-nazistische Deutschland ist seine Vergangenheit 
nicht los geworden. Mehr noch, auch heute kann es von ihr profitieren. Sie zeigt 
sich in den braunen rassistischen Mobs auf der Straße, an den eifrigen Verständ-
nisbekundungen der Medien und Politiker*innen gegenüber Pegida & Co., an der 
deutschen Migrationspolitik genauso wie im deutschen Krisenregime.

In den Verhandlungen mit der linken griechischen Regierung diktieren Schäuble 
und Konsorten eine weitere Verschärfung des sozialen Elends und eine Verewi-
gung der Perspektivlosigkeit. Während in den Jahren zuvor die deutsche Regie-
rung noch die Autorität „der Finanzmärkte“ und die „Wettbewerbsfähigkeit“ in 
der globalen kapitalistischen Konkurrenz als richtende und alternativlose Instanz 
im Unterdrückungsverhältnis zu Griechenland anführte, hat sie sich von diesen 
ökonomischen Sachzwängen emanzipiert: Es herrscht die deutsche Lust am Lei-
den anderer. Das mit Ängsten und Sorgen der Deutschen spielende Krisennarrativ, 
das auch die griechische Bevölkerung psychologisiert (Stichwort: faule Griechen) 
eignet sich dabei sowohl für die nationalistisch-chauvinistische Hetze von Politik 
und staatstragenden Medien, scheint aber auch eine linke Gegenrhetorik schwie-
riger zu machen; die Frage der kapitalistischen Krise wird dann oft auf eine Frage 
nationaler demokratischer Selbstbehauptung in Würde und Stolz reduziert. Die 
Dominanz deutscher Ideologie konnte entsprechend moralisch kritisiert werden, 
bei M18 in Frankfurt am Main gab es sogar Kratzer im Lack des Krisenregimes, 
ein auf die spezifische Situation ausgerichtetes Gegennarrativ konnte sich gesell-
schaftlich gesehen aber immer noch nicht genügend durchsetzen. Dieser Text 
soll mit besonderem Blick auf das deutsch-griechische Verhältnis einige Punkte 
anreißen, die verstehen helfen, wie Deutschland zu dem werden konnte, was es 
ist, um davon ausgehend an seiner Abschaffung weiter zu arbeiten. 
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Jeder seines Glückes Schmied? 

Mit der Wiedervereinigung 1990 hat Deutschland einen Schlussstrich unter den 
defensiven Umgang mit seinem virulenten Nationalismus und Großmachtstreben 
gezogen. In den Verhandlungen mit den ehemaligen Siegermächten über den 
sogenannten 2+4 Vertrag, der als Ersatz für einen Friedensvertrag die letzte Mög-
lichkeit war, Reperationszahlungen geltend zu machen, fielen noch offene Repe-
rationsansprüche aus dem Zweiten Weltkrieg unter den Tisch. Dass sich Deutsch-
land gegenüber Griechenland aufgrund seiner Besatzungs- und Ausbeutungszeit 
während dem NS noch heute in einem Schuldnerstatus befindet, Kalkulationen 
sprechen von 100 bis 300 Mrd. €, konnte so verdrängt und verschwiegen wer-
den. Die Frage der historischen Schuld(en) passte so gar nicht in den völkischen 
Freudentaumel, der mit der Einheit entbrannte. Auch der Nachwende-Rassismus 
machte auf einer gesellschaftlichen Ebene klar, wer „das Volk“ war und wem 
gegenüber es sich verpflichtet fühlte. Migrantische Communities im Zuge der 
„Gastarbeiter*innen“-Immigration und politisch Geflüchteter blieben außen vor 
und wurden fremd gemacht im eigenen Land. Der Stolz der Biodeutschen auf 
das eigene Land und zu was man es seit den Trümmerhaufen von 1945 gebracht 
hatte, vergaß, wem die eigene Lage zu verdanken war. Bedingt durch die geopoli-
tische Position Westdeutschlands im Kalten Krieg und die Expansionszwänge des 
Kapitalismus nahmen die antikommunistischen Länder eine solidarische Position 
zur BRD ein, die dieser zu wirtschaftlicher Stärke verhalf. Wenige Jahre nachdem 
Deutschland Europa in seine Barbarei zwängte waren es zudem ab 1960 unter an-
derem auch griechische Gastarbeiter*innen, die Deutschlands Wirtschaftswachs-
tum als günstige Arbeitskräfte befeuerten und Deutschland in die vorderen Posi-
tionen der nationalen Konkurrenz schoben. Schon damals sorgte dies gleichzeitig 
für eine Schwächung der griechischen Wirtschaft, eine Struktur, die sich jüngst seit 
Ausbruch der deutschen Krisenpolitik wiederholt. Während Deutschland Europa 
in Schutt und Asche gelegt hatte und danach als Vorposten gegen den Ostblock 
eifrig Aufbauhilfe erhielt, ging es mit dem Aufbau der von Deutschland zerstörten 
Länder schlecht voran. Das hierfür nötige Geld konnte zumindest nicht mehr von 
der Täternation erwartet werden, 1953 wurde bei einem Sondergipfel in Lon-
don beschlossen, 60 Prozent von Deutschlands Schulden zu streichen, Moratorien 
einzuführen und Rückgabefristen bis zu einem zukünftigen Friedensvertrag, der 
später durch eben jenen 2+4 Vertrag ersetzte werden sollte, zu verlängern. Dies 
ging zulasten von Gläubigern wie Griechenland, das keine Reparationszahlun-
gen erhielt. Absurderweise ist es Griechenland, dass seit den siebziger Jahren bei 
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deutschen Banken Schulden aufnimmt. Dabei muss vergegenwärtigt werden, wie 
gewaltig die Zerstörungen Nazi-Deutschlands in Griechenland waren.

Deutscher Terror 

Am 6. April 1941 begann Deutschland seinen Balkanfeldzug, der aus kriegswirt-
schaftlichen Strategien als Beutezug für die deutsche Armee (vor allem für die Mili-
täroperationen in Nordafrika und der Nahost-Region) organisiert wurde. Unter der 
deutschen Besatzung wurde Griechenland rücksichtslos ausgeplündert und aller 
wirtschaftlich wichtigen Rohstoffe und Waren wie Erze, Öl, Baumwolle, Seide und 
Tabak beraubt. Treibstoffe, Lebens- und Transportmittel sowie sämtliche Maschi-
nen von Bergbau- und Industriebetrieben wurden umgehend beschlagnahmt und 
abtransportiert, was einen Prozess der umfassenden Deindustrialisierung einleitete. 
Hinzu kamen die ständig steigenden Forderungen nach zinslosen Darlehen bei der 
griechischen Nationalbank und die Besatzungskosten, für die hauptsächlich die Zi-
vilbevölkerung aufkommen musste. Die 1943 monatlich verlangten 78 Reichsmark 
pro Kopf waren die höchste Summe im gesamten deutschen Besatzungsgebiet. 
Die griechische Wirtschaft und die in die Inflation getriebene Währung wurden 
damit vollständig und nachhaltig zerstört. Auch in Griechenland verfolgten die 
Deutschen ihr Vorhaben der Vernichtung der europäischen Jüdinnen und Juden: 
Die deutschen Behörden ließen 65.000 griechische Jüdinnen und Juden in Vernich-
tungslager deportieren. Wegen unablässiger Plünderungen und Konfiszierungen 
(50 Prozent der Mais- und Gersten-, 40 Prozent der Weizenproduktion), Preisstei-
gerungen und durch den Krieg bedingte Missernten starben mehrere Hunderttau-
send Griech*innen an Hunger. Die Säuglingssterblichkeit lag bei 80 Prozent. Der 
Widerstand gegen das deutsche Besatzungsregime ließ auch unter den widrigsten 
Umständen und der bedrängenden Notsituation der Bevölkerung nicht nach. Um 
diesen Widerstand zu brechen, verübte die Wehrmacht Geiselerschießungen und 
Massaker an der Zivilbevölkerung und äscherte ganze Ortschaften ein. 

Europa als Vorgarten 

Vor diesem Hintergrund war das seit den fünfziger Jahren begonnene Bestreben 
einer europäischen Integration vorrangig die Domestizierung Deutschlands, um 
mittels Einbindung in ein europäisches Wirtschaftssystem das von Deutschland 
ausgehende Bedrohungspotential langfristig einzuhegen. Die hierfür geschaffenen 
Strukturen und Institutionen, nicht zuletzt die EU-Gründung von 1992 kurz nach 
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der Wiedervereinigung, vermitteln allerdings spätestens seit den neunziger Jahren 
die Vorherrschaft Deutschlands und seiner Verbündeten in den EU-Institutionen 
selbst. Unter anderem sieht man dies an der Implementierung der deutschen or-
doliberalen Ideologie im Vertrag von Maastricht: Hier wurden nicht nur die von 
Deutschland geforderten Stabilitätskriterien festgeschrieben, sondern auch die 
Europäische Zentralbank nach dem Vorbild der Deutschen Bundesbank konstru-
iert, deren Priorität es ist, die Inflation niedrig zu halten. Andere Beispiele für in 
deutschem Interesse geschlossene EU-Verträge sind der Fiskalpakt und die Dub-
lin-II-Verordnung. 

Die Interessen von deutscher Politik und Kapital, das dieser zweckdienlich ist, wer-
den auch in der Wirtschaftskrise in den EU-Gremien rigoros durchgesetzt und 
die deutsche Staatsräson bildet eine harte Linie gegenüber „schwächelnden“ 
Mitgliedsländern, die für ihre missliche Lage bekanntermaßen selbst die Schuld 
trügen. Die deutsche Hegemonie in Europa geht mit einer ökonomischen Struk-
tur einher, die andere Länder zu Schuldnern Deutschlands machte. Mittels des 
liberalisierten Binnenmarkts ermöglichte der europäische Rahmen der deutschen 
Exportwirtschaft einen massiven Überschuss in der Außenhandelsbilanz. Länder 
wie Griechenland gerieten so in eine verfestigte Importabhängigkeit gegenüber 
deutschen Produkten und bezahlten dieses Bilanzdefizit mittels Krediten. Ohne 
die Schulden Griechenlands, Spaniens, Italiens etc. hätte die deutsche Exportwirt-
schaft keinen Erfolg gehabt. Nicht zuletzt die Studie des Instituts der deutschen 
Wirtschaft hat gezeigt: Auch in der Krise profitiert Deutschland von den Schulden 
Griechenlands, und das nicht zu knapp. Diese Schulden basieren selbst zu einem 
Teil auf deutschen Krediten, das heißt Gewinne des deutschen Kapitals wurden 
durch die Schulden der südeuropäischen Länder mitfinanziert. Das ist der Grund, 
weshalb es in den Krisenlösungsszenarien so gut wie nie um Schuldenerlasse geht. 
Seither fungiert die Verschuldung als Legitimationsargument für Entdemokratisie-
rung und der autoritären Einmischungen des Gläubigers Deutschland.
Dies nutzt Deutschland zu einer Umgestaltung Europas im Sinne menschenfeindli-
cher, der totalen Verwertbarkeit unterworfener Verhältnisse. Aber nicht nur die ab-
strakt-allgemeine Wettbewerbsfähigkeit hängt als Ikone an der Wand, mit Fraport 
hat beispielsweise ein deutsches Staatsunternehmen die Kontrolle über 14 wichti-
ge Flughäfen in Griechenland übernommen, um das was an Profit in Griechenland 
geht, heim zu holen. Nebenher wird das Prekarisierungsprogramm der „Agenda 
2010“ zum neuen allgemeinen Lebensstandard und Griechenland zum Experimen-
talraum einer ohne militärischem Einmarsch besetzten Gesellschaft. Gegen die ei-
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gene Realität von Zwangsräumungen, Obdachlosigkeit, Behördenschikanen und 
Rassismus wird so das Bild der Wohlstandsscholle Deutschland gezeichnet. 

Alles für das Vaterland

In Deutschland selbst scheint die Krise durch die Brille nationalistischer Verblen-
dung mit schaurigem Wohlbehagen betrachtet zu werden: Am deutschen Wesen 
soll die Welt genesen, immer noch. Vor allem nicht jetzt, nicht in der Krise darf 
der deutsche Motor stottern. Stattdessen werden hierzulande alle auf die deut-
sche Standortgemeinschaft eingeschworen, sei es durch die Schreckensbilder des 
sozialen Abstiegs in Griechenland oder durch sozialchauvinistische Hetze gegen, 
in Kontinuität des NS-Jargons, „Asoziale“, HartzIV-Bezieher*innen und Menschen, 
die als „Nicht-Deutsche“ angesehen werden. Diese Stimmung hilft auch in der 
deutschen Bevölkerung niedrige Löhne und Sozialkürzungen zu rechtfertigen. 
Diese stellen die hausgemachten Grundlagen der deutschen Exportwirtschaft dar. 
Die dadurch in Position gehaltene Profitabilität der Exporte Deutschlands steht mit 
dem Klassenkampf nach Innen in einem wechselseitigen Verhältnis: Dass die deut-
sche Wirtschaft vorrangig vom Export „ihrer“ Waren lebt, sorgt gleichzeitig dafür, 
dass es weniger Druck auf die Kaufkraft im Binnenmarkt gibt, das Lohnniveau 
also aus Sicht der Unternehmen auch perspektivisch stagnieren oder sinken darf. 
Und so wie das Wegrationalisieren sozialer Errungenschaften durch die Agenda 
2010 als Vorbild für das sogenannte Austeritätsregime in Griechenland, Spanien, 
etc. dient, ist die Grundlage für das nächste Austeritätsregime nach Innen bereits 
gelegt: Wenn es in Südeuropa ohne Arbeitsschutz, Sozialversicherung und mit 
600€ Lohn im Monat geht, dann muss das auch hierzulande drin sein, um in der 
globalen Konkurrenz durchzuhalten. Die antisoziale Politik der Agenda 2010 wird 
so im Zuge der Krise nachträglich zu einer Erfolgsstory. Dass es vor diesem Hin-
tergrund in anderen Ländern überhaupt zu Protesten kommt, mag aus der deut-
schen, sich mit jeder Staatsräson identifizierenden Perspektive verwundern. Man 
liest von Streiks und Straßenkämpfen wie aus fernen Galaxien. Die hiesige Interes-
senvertretung der Arbeiter*innen, die Gewerkschaften, scheinen mit ihren südeu-
ropäischen Genoss*innen nicht mehr als die Bezeichnung gemeinsam zu haben. 
Sie legitimieren ihre zahmen Forderungen gegenüber den Mitgliedern mithilfe der 
Standortkonkurrenz und pflegen ihre alte Tradition korporatistischer Zusammenar-
beit mit dem deutschen Kapital. Ob sich mit den wachsenden Streiks in letzter Zeit 
und dem Aufkündigen des Kuschelkurses durch die GdL hier eine Wende vollzieht, 
bleibt abzuwarten. 
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Fluchtpunkt Antinationalismus

Gerade jetzt wäre ein linker, solidarischer Antinationalismus ein wichtiger Aus-
gangspunkt einer Praxis gegen die deutschen Zustände 2015. Die deutsche Ge-
schichte und ihre Kontinuitäten in der Krisenpolitik zeigen: Linke Arbeitsteilung 
in Antira, Antifa, Antikap und Krisenprotest macht sowohl praktisch als auch in-
haltlich dann keinen Sinn, wenn sich auf die jeweils eigene Analyse und Praxis 
zurückgezogen wird und untrennbare Zusammenhänge verkannt werden. Es gilt 
darüber hinaus eine Perspektive aufzuzeigen, die sowohl antistaatliche als auch 
gesellschaftliche Interventionen verbindet. Eine emanzipatorische Praxis braucht 
dabei Sammlungspunkte, wie eine starke Demo gegen den deutschen Nationalfei-
ertag, genauso wie einen kontinuierlichen Einsatz im Handgemenge. Die konkrete 
Praxis gegen rassistische Mobilisierungen und Nazi-Terror, gegen chauvinistische 
Hetze und gegen autoritäre Regierungspolitiken sollte hierbei aber nie „nur“ als 
antirassistische, antikapitalistische etc. betrachtet werden, sondern muss zugleich 
antinational gedacht werden. Nur so kann effektiv an die Forderungen nach Soli-
darität über die Grenzen des Staates hinaus, wie sie von der Refugee-Bewegung 
ebenso wie von emanzipatorischen Kämpfen in Südeuropa aufgebracht werden, 
angeknüpft werden. Wir stellen uns gegen das Ammenmärchen von der deut-
schen Fleißmeierei und dem deutschen Wirtschaftswunder. Wir wollen kein Kol-
lektiv, dass auf Nation oder Volk beruht. Kämpfen wir dafür.
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25 Jahre deutsche Morde
von Autonome Neuköllner Antifa (ANA)

antifa-neukoelln.net

„Eine Veränderung der Arbeit der Ermittlungsbehörden können wir nicht feststel-
len.“ Burak Bektas und die fehlende antirassistische Perspektive von Polizei und 
Radikaler Linke

Am 05.04.2012 werden Burak, Jamal, Alex und zwei weitere Freunde von einem 
bewaffneten Mann auf offener Straße angegriffen. Es fallen mehrere Schüsse, 
Burak erliegt seinen schweren Verletzungen, Jamal und Alex überleben schwer 
verletzt. Bis heute ist kein Täter ermittelt, das Tatmotiv bleibt unklar.

Ein halbes Jahr zuvor enttarnen sich die neonazistischen Terroristen rund um den 
Nationalsozialistischen Untergrund (NSU). Die Verfahren u.a. gegen Beate Zschäpe 
und Ralf Wohlleben laufen derzeit. Obwohl beim Mord an Burak das Tatmotiv bis 
heute unklar ist, erweisen sich Parallelen zu den Taten des NSU. Wie bereits in den 
Jahren zuvor, wird im persönlichen Umfeld von Burak ermittelt, ein rassistischer 
Tathintergrund wird zuerst nicht angenommen, Polizei und Anwältin verunsichern 
die Familie, die ein rassistisches Motiv zunächst nicht annehmen möchte.
Der Mord an Burak erscheint auf den ersten Blick womöglich als ein regional be-
deutsamer und hat nicht viel mit Deutschland zu tun. Dass dem nicht so ist, wird 
in dem vorliegenden Interview deutlich. Rassistische Morde geschehen in Deutsch-
land auch nach der Selbstenttarnung des NSU. Es ist die Aufgabe der Ermittlungs-
behörden Rassismus immer als Tatmotiv in Betracht zu ziehen, wenn in Deutsch-
land ein*e Migrant*in, ein*e Geflüchtete*r oder eine nicht-weiße Person ermordet 
wird. Die antifaschistische und antirassistische Linke darf dazu nicht schweigen, 
sondern muss Rassismus als Tatmotiv und rassistische Ausblendungen als Element 
der Ermittlungsarbeit benennen und bekämpfen.

Die tatsächlichen Brandstifter und Mörder können nur ungestört handeln, wenn 
das Netz aus Alltagsrassismus, rassistischen Institutionen und dem Schweigen der 
Mehrheit weiterhin dicht gewebt bleibt. Dazu haben wir ein Interview mit einer 
Vertreterin der „Initiative für die Aufklärung des Mordes an Burak Bektas“ geführt.

Hi, vielleicht kannst Du zum Einstieg die Initiative kurz vorstellen und erzäh-
len, wie es zu der Gründung kam und was Ihr bisher politisch gemacht habt?
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Die „Initiative für die Aufklärung des Mordes an Burak Bektas“ gibt es seit Novem-
ber 2012. Sie hat sich also ein halbes Jahr nach dem Mord an Burak gegründet. 
Anlass zur Gründung war eine Diskussion im Freundeskreis über Parallelen der Tat 
zu den NSU-Morden, ob der Mord als Nachahmungstat verstanden werden muss, 
oder ob er gar eine von verbliebenen Mittätern des NSU begangene Tat gewesen 
sein könnte. Parallelen zum NSU gab es sowohl bei der Tat selbst, als auch bei den
Ermittlungen der Behörden und der Presseberichterstattung zu dem Fall. Die Dis-
kussion war durchaus kontrovers. Einige hatten noch sowas wie ein Restvertrauen 
in den Rechtsstaat, während Andere die Position vertraten: Am NSU sieht man, 
dass Menschenrechte in Deutschland nur bestimmten Menschen gelten: z.B. vor 
(rassistischer) Gewalt geschützt zu werden. Die ursprüngliche Idee, die daraus ent-
stand, war, einen Kongress zu veranstalten. Dieses Vorhaben hat sich wegen eines 
Mangels an Ressourcen zerschlagen, aber daraus ist schließlich eine kontinuier-
lich zu dem Thema arbeitende Gruppe entstanden. Die Initiative besteht im Mo-
ment aus antirassistischen Gruppen, Einzelpersonen aus dem Antifa-Kontext, dem 
Kreuzberger Verein Allmende, Menschen aus dem Kiez, Künstler*innen und auch 
Reachout, der Beratungsstelle für Opfer rassistischer und rechtsextremer Gewalt. 
Wir haben seitdem zu den Jahrestagen des Mordes Demonstrationen gemacht 
und versucht, durch monatliche Mahnwachen an verschieden Orten in Berlin ei-
nen Anlaufpunkt zu schaffen und auf den Fall aufmerksam zu machen. Außerdem 
haben wir von Anfang an versucht, Kontakt mit den Angehörigen von Burak auf-
zunehmen, was uns dann auch gelungen ist.

Die Initiative ist, wie Ihr in eurem Selbstverständnis schreibt, auch das Er-
gebnis einer Selbstreflexion bisheriger antifaschistischer und antirassisti-
scher Praxen. Was waren die größten Herausforderungen dabei? Was habt 
Ihr anders gemacht als vorher?

Das Hauptproblem war zunächst, den Kontakt zu der Familie und den Freunden 
von Burak zu bekommen. Während sich Antifa-/Antira-Politik häufig darüber defi-
niert, dass Linke gemeinsam etwas für z.B. Flüchtlinge machen und über Betroffene 
rassistischer Gewalt sprechen, war es uns sehr wichtig, etwas mit den Betroffenen 
zusammen zu machen. Das war zunächst erst einmal schwierig. Es gab kulturelle, 
sozialisationsbedingte, schichtspezifische Unterschiede, die zunächst überwunden 
werden mussten. Die antifaschistische/antirassistische Linke in Deutschland ist ja 
in sich relativ homogen, weiß, „biodeutsch“, in der Mittelschicht positioniert und 
hat eine bestimmte politische Sozialisation hinter sich. Was bei Betroffenen rassis-
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tischer Gewalt wie bei der Familie von Burak so erst einmal nicht der Fall war. Die 
Familie war am Anfang uns gegenüber sehr skeptisch und hatte Angst vor einer 
Instrumentalisierung. Was dazu kam war, dass ihnen die Polizei ganz klar davon 
abgeraten hat, mit uns zusammenzuarbeiten. Wir wurden in PKK-Nähe gestellt. 
Auch die Anwältin, die die Familie am Anfang hatte, hat vor einer Zusammenarbeit 
gewarnt: Die Polizei würde dann böse auf die
Familie werden und nicht mehr richtig ermitteln. Es war ein langer Atem und sehr 
viel Geduld notwendig, um den Kontakt herzustellen. Vertrauen konnte schließlich 
darüber aufgebaut werden, dass wir uns immer wieder mit der Familie getroffen 
haben und die Angehörigen gemerkt haben, dass wir mit ihnen zusammen und 
in ihrem Interesse aktiv sein wollen. Seitdem ist die Zusammenarbeit sehr gut und 
kontinuierlich. 

Du hast die Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit zwischen der deutschen 
antirassistischen Linken und den Betroffenen rassistischer Gewalt angespro-
chen. Bekommt Ihr bei Eurer Arbeit eigentlich ausreichend Unterstützung 
aus der „biodeutsch“ geprägten radikalen Linken in Berlin?

Zunächst muss gesagt werden, dass unsere Initiative von „biodeutschen“ Gruppen 
geprägt ist. Trotzdem, dafür dass es ein Mord war und er in einem Bezirk statt-
fand, der im Moment eine Hochburg von linken Gruppen in Berlin ist, hat der Fall 
relativ wenig Aufmerksamkeit bekommen. Wir können uns nicht über mangelnde 
Resonanz in den etablierten Medien beklagen. Es gibt regelmäßig Presseanfragen, 
ohne, dass wir dafür besonders viel tun müssten. Für die linke bis linksradikale Öf-
fentlichkeit kann das nicht unbedingt behauptet werden. Bei den Demos, die wir 
gemacht haben, waren nie mehr als 500 Leute und diese 500 Leute haben sich 
zum großen Teil nicht zusammengesetzt aus linker Szene, sondern aus Nachbar*in-
nen von Burak und dem Umfeld der Angehörigen.

Lass uns kurz bei dieser Frage bleiben. Was denkt Ihr denn, was die Gründe 
für diese überschaubare Beteiligung aus der linken Szene sind? Liegt es an 
der erwähnten Differenz zu den Angehörigen, oder hat das eher mit struk-
turellen Gründen zu tun: Der Art von vielen linksradikalen Gruppen Poli-
tik zu machen - nicht langfristig zu einem Thema zu arbeiten, sondern mit 
wechselnden Kampagnen zu verschieden Themen – oder hat es auch mit 
selbst verinnerlichten Rassismen zu tun?
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Natürlich hat die schwache Resonanz in der Szeneöffentlichkeit mit einer vorhan-
denen rassistischen Spaltung in der Linken zu tun. Antirassistische/antifaschistische 
Gruppen sind immer noch „biodeutsch“ dominiert. Im Fall von Burak ist es so, dass 
weder Burak noch seine beiden Freunde, die bei der Tat schwer verletzt wurden, 
einen weißdeutschen Hintergrund haben. Der Impetus für eine linksradikale Mobi-
lisierung „Es hatte Leute von uns getroffen“, wie etwa bei Silvio Meier, funktioniert 
hier nicht. Die Opfer sind einfach nicht die, aus denen die linken Gruppen beste-
hen. Ein weiterer Grund liegt in dem Mord selbst. Der Fall ist bis heute nicht aufge-
klärt. Es ist nicht klar, ob es sich um einen von einem Neonazi begangenen Mord 
handelt. Das bedeutet für unsere Arbeit, dass wir nicht wirklich klare Aussagen 
treffen können, sondern darauf angewiesen sind, immer wieder Fragen zu stellen. 
Wir können die Arbeit der Ermittlungsbehörden kritisieren, aber wir können uns 
nicht hinstellen und sagen „Das war ein rassistischer Mord“. Die vielen Unklarhei-
ten sorgen dafür, dass es für viele Linke nicht so attraktiv ist, sich zu engagieren. 
Linke Politik ist lange Stellvertreter*innenpolitik gewesen. Erst in den letzten Jahren 
hat teilweise ein Umdenken begonnen, dass es notwendig ist, zu versuchen, mit 
den Betroffenen gemeinsam Politik zu machen. Dazu gehört auch, Unterschiede 
auszuhalten und zu akzeptieren, dass mensch nicht in allen politischen Positionen 
übereinstimmt. Sich an einem Punkt zu treffen und sich darauf einzulassen, dass 
muss, wenn mensch anders politisch sozialisiert ist, erst mal erlernt werden.

Spielt hier vielleicht auch das anfangs erwähnte Restvertrauen in den 
Rechtsstaat eine Rolle, etwa wenn vor allem nicht-weißdeutsche antiras-
sistische Gruppen fordern, dass bei jedem Mord an einem „Nicht-Biodeut-
schen“ so lange von einem rassistischen Mord ausgegangen werden muss, 
bis das Gegenteil erwiesen ist?

Teilweise sicherlich schon, aber ich denke, dass in der Auseinandersetzung mit dem 
NSU in den letzen Jahren dazugelernt wurde. Natürlich könnte die Auseinander-
setzung mit dem NSU in der radikalen Linken noch weitaus breiter sein. Aber viele 
Sachen, die für Linke theoretisch ohnehin schon immer klar schienen – wie etwa 
die Verstrickungen des Verfassungsschutzes und der Neonaziszene und rassisti-
sche Verzerrungen bei den Ermittlungen der Behörden – sind mit der Mordserie 
des NSU real geworden. Da findet ein Prozess statt. Gleichzeitig bewegen wir uns 
natürlich auf einem schmalen Grat. Auf der einen Seite kann mensch sehr gut 
begründen, dass, wenn in dieser Gesellschaft Migrant*innen ermordet werden, 
dann zuallererst geprüft werden muss, ob es sich um einen rassistischen Mord ge-
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handelt hat. Auf der anderen Seite kann es nicht darum gehen, mit Spekulationen 
vorzupreschen, die nicht stimmen. Verschwörungstheorien beginnen dann, wenn 
bei jedem dieser Morde, die nicht aufgeklärt werden können oder ein Täter ermit-
telt wird, der kein Nazi oder Rassist ist, eine pauschale Verschwörung der Ermitt-
lungsbehörden und der Öffentlichkeit gewittert wird. Es geht darum, stichhaltige 
und fundierte Argumente für die eigene Kritik an Ermittlungsbehörden, Politik und 
Gesellschaft zu haben und gleichzeitig den vermeintlich objektiven Status quo in 
der Wahrnehmung solcher Taten zu hinterfragen und den strukturellen Rassismus 
in der Gesellschaft zu thematisieren.

Ihr arbeitet ja auch mit anderen Betroffenen-Initiativen rassistischer Gewalt 
zusammen. Wie sieht die Vernetzung konkret aus und wo bestehen da Ge-
meinsamkeiten?

Es gibt eine bundesweite Vernetzung der Initiativen, die sich unabhängig von uns 
gegründet hat und zu der wir später dazu gestoßen sind. Dort geht es vor allem 
darum, die verschiedenen Gruppen, die zu diesem Thema arbeiten, zu vernetzen. 
Bei den Treffen werden bundesweit „Know-How“ und Erfahrungen aus der loka-
len Arbeit ausgetauscht. Das neueste Projekt dieser Vernetzung ist es, ein Tribunal 
abzuhalten, das nach dem Ende des NSU-Prozesses in München stattfinden soll. 
Unser Interesse ist es, über die Vernetzung mit Initiativen in Kontakt zu kommen, 
die mit Angehörigen der Opfer des NSU arbeiten. Unsere konkreten Fragen dabei 
sind: Wie bindet Ihr die Angehörigen in eure Arbeit ein? Wie sind die Entschei-
dungsprozesse? Wie können Angehörige bestärkt werden? Den Eltern von Burak 
beispielsweise fehlte häufig schlicht die Kraft, etwa mit nach München zu fah-
ren, als wir unsere Mahnwache dort vor dem Gerichtsgebäude gemacht haben. 
Denn wenn wir es nicht schaffen, die Angehörigen mit ins Boot zu holen, sind wir 
mit unserem politischen Anspruch gescheitert. Uns ist die Frage wichtig, wie ver-
hindert werden kann, dass Gedenken institutionalisiert und staatlich vereinnahmt 
wird. Wie können wir in unserer Arbeit unabhängig und kritisch gegenüber dem 
Staat bleiben?

Wir haben schon viel über Schwierigkeiten in Eurer Arbeit gesprochen. Ein 
anderer Faktor ist sicherlich die Zeit. Der Mord an Burak ist nun schon mehr 
als drei Jahre her. Es wird zukünftig sicherlich nicht einfacher, Aufmerksam-
keit zu erzeugen. Wo sieht die Initiative die langfristigen Perspektiven ihrer 
Arbeit?
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Die öffentliche Aufmerksamkeit, da habt Ihr Recht, wird mit der Zeit sicherlich 
nicht mehr werden. Ein wichtiger Punkt für die Zukunft ist der Gedenkort, den 
wir auf Wunsch der Familie am Tatort schaffen wollen. Hierdurch bietet sich die 
Möglichkeit, noch einmal eine Kampagne in der Nachbarschaft zu starten, um dort 
mehr Bewusstsein zu schaffen. Wir haben natürlich vor, möglichst lange durchzu-
halten und die Arbeit der Behörden kritisch zu begleiten. Wir haben die Hoffnung 
noch nicht aufgegeben, dass es irgendwann doch noch mal neue Hinweise gibt. 
Die Familie und wir werden in der Zwischenzeit von sehr engagierten Anwälten 
unterstützt, die auch Nebenkläger im NSU-Prozess vertreten, die immer wieder 
Fragen an die Staatsanwaltschaft stellen. Wir wollen die Behörden dort nicht aus 
der Verantwortung entlassen.

Erfolgserlebnisse sind wichtig, um die Motivation aufrecht zu erhalten. Habt 
Ihr den Eindruck, Eure Arbeit und die von ähnlichen Initiativen hat bereits 
etwas bewirkt?

Eine schwierige Frage. Ich würde sagen, wenn es unsere Initiative nicht geben 
würde, hätte der Fall von Burak heute keine öffentliche Aufmerksamkeit mehr. 
Dass der Innensenator Frank Henkel sich immer wieder im Abgeordnetenhaus 
dazu äußern muss, dass es dort Abgeordnete gibt, die am Thema dran bleiben, ist 
unserer Arbeit geschuldet. Auf der Ebene der Ermittlungsbehörden sind hingegen, 
bezogen auf Buraks Fall, keine Veränderungen ersichtlich geworden. Stattdessen 
sind wir damit konfrontiert, dass die Polizei den Fragen ausweicht und Antworten 
unter Verweis auf die angeblich noch laufenden Ermittlungen verweigert werden. 
Unser Eindruck ist, dass die Akten nur noch offen gehalten werden, um einen 
Grund zu haben, sich nicht äußern zu müssen. Faktisch ist aber unser Eindruck und 
der des Anwaltes der Familie, dass gar nichts mehr passiert. Wir hatten zum Bei-
spiel gefordert, dass als Konsequenz aus dem NSU bundesweit ermittelt wird, was 
etwa Tatverdächtige in der Neonaziszene oder die Tatwaffe angeht. Ein Abgleich 
mit bundesweiten Datenbanken hat aber unseres Wissens nach nie stattgefunden. 
Auch in der Informationspolitik gegenüber den Angehörigen hat sich nach un-
serem Eindruck nichts geändert. Es ist so, dass Melek und Ahmet, die Eltern von 
Burak, bei der Polizei anrufen müssen, wenn sie den aktuellen Stand der Ermitt-
lungen erfahren wollen. Gerade ist ein Bericht des Polizeipräsidenten veröffentlicht 
worden zu den Konsequenzen, die die Berliner Polizei aus dem NSU gezogen hat. 
Was auf den 44 Seiten steht, ist nicht sonderlich substanziell. Aber selbst das wur-
de im Fall von Burak unserer Meinung nach nicht umgesetzt.
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Stichwort Politisierung. Ihr hattet am Anfang die Ängste der Angehörigen 
vor einer Politisierung des Falls angesprochen. Gleichzeitig liegt es für Men-
schen, die aus der radikalen Linken kommen, natürlich sehr nah, den Fall 
auch politisch aufzugreifen. Wo verortet Ihr Euch da? Sehr Ihr Eure Arbeit 
auch ein Stück weit als praktische Kritik an den deutschen Zuständen?

Praktische Kritik ist es insofern, dass wir dazu beitragen wollen, dass eine radi-
kale Linke lernt, in ihrer Kritik stärker auf die Stimmen der Betroffenen zu hören. 
Das macht für linksradikale Politik total Sinn, allein wenn mensch auf die Demo 
„Kein zehntes Opfer“ in Kassel schaut, die es noch vor der Selbstenttarnung des 
NSU gab. Dort waren keine linksradikalen Gruppen. Sondern die Angehörigen sind 
auf die Straße gegangen. Unsere Forderung an die radikale Linke ist, die Opfer 
von rassistischer Gewalt bzw. die Angehörigen von Opfern rassistischer Morde 
nicht alleine zu lassen. Unsere Forderungen richten sich aber natürlich auch an 
die deutsche Gesellschaft und den Staat. Wir fordern von den Behörden z.B., dass 
mit dem gleichem Engagement ermittelt werden muss, egal wer das Opfer ist. 
Wir unterstützen auch die Maßnahmen, die die verschiedenen parlamentarischen 
Untersuchungsausschüsse als Konsequenz für staatliches Handeln nach dem NSU 
fordern. Wir gehen natürlich aber noch weiter. Wir wollen, dass gegen Rassismus 
sowohl auf struktureller als auch auf einer alltäglichen Ebene vorgegangen wird. 
Vor allem geht es uns darum, Opfern rassistischer Gewalt Gehör zu verschaffen, 
ihnen zu Gedenken und sichtbar zu machen, dass tödliche rassistische Gewalt in 
Deutschland immer noch existiert.

Auch die Medien wurden für ihre Berichterstattung im Zusammenhang mit 
den Morden des NSU vielfach zu Recht kritisiert. Wie sieht es Eurem Ein-
druck nach mit Veränderungen in der Presseberichterstattung über rassisti-
sche Gewalt aus?

Einen systematischen Vergleich können wir natürlich nicht leisten. Aber es gibt 
durchaus Beispiele, die uns daran zweifeln lassen. Thorsten Mandalka etwa ar-
beitet beim Rundfunk Berlin-Brandenburg (rbb). Er berichtet schon seit längerem 
immer wieder über den Fall. Nun hat er über unsere Infoveranstaltung am Anfang 
dieses Jahres einen, aus unsere Sicht, sehr unglücklichen Bericht gemacht. Darin 
hat er sich über uns lustig gemacht und uns in die verschwörungstheoretische 
Ecke gestellt. Hier merkt mensch zwar, dass berichtet wird. Aber ob sich wirklich 
was an der Einstellung dahinter geändert hat und ob die Medien wirklich realisiert 
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haben, welche Rolle struktureller Rassismus spielt, steht offensichtlich auf einem 
ganz anderen Blatt. Es hat bei den Medien schon etwas verändert, etwa was die 
Aufmerksamkeit für rassistische Gewalt angeht. Aber ob eine Veränderung in den 
Köpfen der Medienmachenden stattgefunden hat, da wären wir eher skeptisch.

Zum Abschluss: Gibt es Möglichkeiten, Eure Arbeit aktiv zu unterstützen 
und wenn ja, wie?

Es gibt bei uns eine Arbeitsgruppe zur Schaffung eines Gedenkortes, die momen-
tan noch in den Kinderschuhen steckt. Da suchen wir immer Leute, die dort mit-
machen wollen und uns unterstützen: Sowohl was die ganz praktische Umsetzung 
von einem Denkmal angeht, also Geld aufzutreiben, Kostenvoranschläge einho-
len, Genehmigungen zu beantragen, als auch in der Öffentlichkeitsarbeit drum 
herum. Wir hatten zum Beispiel die Idee, ein Projekt an einer Schule in dem Kiez 
zu machen, wo der Tatort ist und wo Burak gelebt hat. Eine weitere Idee ist die 
Vernetzung mit Kiezinitiativen, die etwa zur Neonaziszene vor Ort arbeiten. Auch 
für die Initiative suchen wir weiter Mitstreiter*innen. Wir sind zwar genug Leute, 
um arbeitsfähig zu sein, aber wir können bestimmte Sachen nicht machen, weil 
wir nicht genug Leute haben. Geld brauchen wir natürlich auch immer, um weiter-
arbeiten zu können.

Vielen Dank für das Gespräch und Eure Zeit.
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